
TEIL B - TEXT 
ZUR 8B. VORHABENBEZOGENEN ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 
15 DER GEMEINDE SCHÖNBERG             - ENTWURF -    
 

                       Stand: 09. August 2021    
 
PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
§ 9 BauGB, BauNVO 
 

1) Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb des Vorhaben- und Erschließungsplanes 
§ 12 (3) und (3a) i.V.m § 9 (2) BauGB 

 
Der Vorhaben- und Erschließungsplan ist Bestandteil des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes. Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB in Verbindung mit § 9 Abs. 2 sind im Rahmen 
der festgesetzten Nutzung nur die Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der 
Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat. 

 
2) Art und Maß der baulichen Nutzung 

§ 9 (1) 1 BauGB 
 

2.1 Das festgesetzte Sondergebiet mit der Zweckbestimmung -Ferienhäuser- dient zu 
Zwecken der Erholung, dem touristisch genutzten, ferienmäßigen Wohnen und den 
dazugehörigen Anlagen und Einrichtungen zur Versorgung des Gebietes und zur 
Freizeitgestaltung, die das Freizeitwohnen nicht wesentlich stören. Zulässig sind: 

 
 a) Ferienhäuser, 

 
 b) Gemeinschaftseinrichtungen und -anlagen für die Freizeitgestaltung sowie die 

Versorgung und Unterhaltung der Ferienhäuser sowie 
 

 c) Stellplätze für den durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf. 
 
2.2 In allen Teilgebieten gilt die festgesetzte maximal überbaubare Grundfläche in den 

vorgegebenen Baufeldern je Grundstück.  
 

 Die zulässige Grundfläche darf gem. § 19 Abs. 4, Satz 2 BauNVO durch bauliche 
Anlagen gem. § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bis zu 60 % überschritten werden. Basis für 
die Ermittlung der zulässigen Überschreitung ist der in der Planzeichnung jeweils 
festgesetzte Wert für die maximal überbaubare Grundfläche. 

 
2.3 In allen Teilgebieten darf die festgesetzte maximal überbaubare Grundfläche 

ausschließlich zugunsten von an das Hauptgebäude angebauten Geräte- oder 
Abstellräumen, vollverglasten Wintergärten und unselbständigen offenen oder 
überdeckten Terrassen um insgesamt maximal 20 m² je Einzelhaus erhöht werden. 

 
 Offene, an das Gebäude angrenzende unselbständige Terrassen dürfen die festgesetzten 

Baugrenzen bis maximal 2,0 m überschreiten. 
 

3) Höhe der baulichen Anlagen 
 § 9 (2) BauGB, § 16 + 18 BauNVO 
 

3.1 Im gesamten Plangebiet darf die Oberkante des Erdgeschossfertigfußbodens der 
Hauptgebäude eine Höhe von 1,35 m über NHN (Normal-Höhen-Null) nicht 
überschreiten.  

  
3.2 Die in der Planzeichnung Teil A festgesetzten maximal zulässigen Trauf- und 

Gebäudehöhen der Hauptgebäude sind auf die tatsächliche Höhe des 
Erdgeschossfertigfußbodens bezogen, gemessen von der Oberkante.  

 
 Als Gebäudehöhe gilt der obere Abschluss des Gebäudes. Als Traufhöhe gilt der 

Schnittpunkt zwischen der äußeren Dachhaut und der äußeren Begrenzung der 
Außenwand. 

 
3.3 Abgas- und Lüftungsschornsteine dürfen die festgesetzte Gebäudehöhe um maximal 

1,0 m überschreiten. 
 

4) Größe der Baugrundstücke 
 § 9 (1) 3 BauGB 
 

Innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes beträgt die Mindestgröße der 
Baugrundstücke 350 m² für ein Einzelhausgrundstück. 



 
Die festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern, die nicht als private 
Grünfläche festgesetzt sind, dürfen auf die Grundstücksgröße angerechnet werden. 

 
5) Beschränkung der Zahl der Wohnungen 
 § 9 (1) 6 BauGB 
 

Innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung -
Ferienhäuser- ist maximal 1 Wohneinheit je Wohngebäude zulässig. 
 

6) Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen 
§ 9 (1) 17 BauGB 

 
 6.1 Innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes sind Aufschüttungen bis zu einer 

maximalen Geländehöhe von 1,10 m über NHN zulässig.  
 
  Die Aufschüttungen sind innerhalb der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von 

Bäumen und Sträuchern sowie der privaten Grundstücksflächen zu den angrenzenden 
Flächen zum Erhalt von Anpflanzungen im Süden sowie zu den öffentlichen 
Verkehrsflächen im Osten und den privaten Grundstücksflächen im Norden hin 
abzuböschen. 

 
 6.2 Nach Herstellung der Aufschüttung sind Geländemodellierungen, Abgrabungen und 

Aufschüttungen außerhalb der festgesetzten Baufelder nur bis zu einer maximalen Höhe 
bzw. Tiefe von 0,50 m zulässig. 

 
 6.3 Innerhalb der festgesetzten Flächen zum Erhalt von Anpflanzungen sind Veränderungen 

der bestehenden Geländehöhe unzulässig. 
  
7) Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 

§ 9 (1) 4 + 22 BauGB, § 12 + 23 Abs. 5 BauNVO 
 

7.1 In allen Teilgebieten müssen überdachte Stellplätze (Carports) sowie Nebenanlagen im 
Sinne des § 14 BauNVO einen lichten Abstand von mindestens 5,00 m zur 
Straßenbegrenzungslinie von öffentlichen, für den Fahrzeugverkehr vorgesehenen 
Verkehrsflächen einhalten. 

 
 Hiervon ausgenommen sind Nebenanlagen in Form von Zuwegungen, Zufahrten zu 

Stellplätzen, Stützmauern und Einfriedungen sowie Nebenanlagen zur Abfallbeseitigung 
und Anlagen, die der Versorgung des Gebietes mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser 
sowie zur Ableitung von Abwasser dienen. 

 
 Zugunsten der Errichtung von Carports können Ausnahmen zugelassen werden 

ausschließlich bei Eckgrundstücken (auf mindestens zwei Seiten an Verkehrsflächen 
angrenzende Grundstücke), wenn der Mindestabstand von 5,00 m zumindest zu der 
öffentlichen Verkehrsfläche eingehalten wird, von der aus der Carport erschlossen wird. 

 
7.2 In allen Teilgebieten sind Garagen unzulässig. 

 
8) Grünordnerische Festsetzungen 
 § 9 (1) 15, § 9 (1) 20, § 9 (1) 25 a + b BauGB 
 

8.1 Der Gehölzbestand innerhalb der am südlichen Rand des Plangebietes festgesetzten 
Fläche für den Erhalt von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist in 
seiner Eigenart als mehrreihiger, ebenerdiger Gehölzstreifen dauerhaft zu erhalten, in 
seiner Entwicklung nicht zu beeinträchtigen und bei Abgang durch Ersatzpflanzungen 
regionaltypischer Gehölze der heimischen Knickvegetation zu ergänzen. 
(Pflanzqualitäten: Heister: 2x verpflanzt, 150-200, Sträucher: l. Str., 3 Triebe, 40-70) 

 
 Innerhalb der festgesetzten Fläche sind Veränderungen des vorhandenen 

Geländeniveaus durch Bodenauffüllungen oder Bodenabgrabungen unzulässig. 
Niveauangleichungen an die nördlich angrenzenden aufgefüllten Grundstücksflächen 
dürfen nur außerhalb der festgesetzten Fläche erfolgen. 

 
 Während der Bautätigkeit sind Eingriffe in den zu erhaltenden Gehölzbestand durch einen 

frühzeitig zu setzenden Schutzzaun zu unterbinden. 
 
 Die innerhalb der Fläche zum Erhalt festgesetzten Einzelbäume sind dauerhaft zu 

erhalten und bei Abgang durch eine Neupflanzung gleicher Art und mit der Pflanzqualität 
'Hochstamm, 3x verpflanzt, STU 16-18 an der Straße Fernautal innerhalb des 
Plangeltungsbereiches zu ersetzen. 

 



 Bei Baumaßnahmen im Umfeld der als zu erhalten festgesetzten Bäume im Plangebiet 
sind Wurzel- und Traufbereich der Bäume wirksam und dauerhaft vor Beeinträchtigungen 
zu schützen und zu deren Schutz die DIN 18920 ‚Schutz von Bäumen, 
Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen‘, und die ZTV-
Baumpflege bei der Bauausführung zwingend zu beachten. 

 
 8.2 Innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind nördlich angrenzend an den zu 
erhaltenden Gehölzbestand sowie westlich des Linauweges Vegetationsflächen 
anzulegen.  

 
  Die Bepflanzung kann mit Bäumen, Sträuchern, Bodendeckern, Stauden oder Gräsern 

erfolgen. Bodenbefestigungen, Bodenversiegelungen und bauliche Anlagen jeglicher Art, 
wie z.B. auch Winkelstützen zur Geländeabfangung, sind nicht zulässig.  

 
  Unterschiede im Geländeniveau zwischen dem zu erhaltenden Gehölzstreifen und den 

aufgefüllten Grundstücksflächen sind in der Fläche durch Herstellung einer bewachsenen 
Geländeböschung abzufangen. 

 
  An den innerhalb der Fläche festgesetzten Standorten sind Bäume zu pflanzen. Die 

Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. (Pflanzqualitäten: 
Solitärhochstamm, 3x verpflanzt mit Ballen, Stammumfang 16-18 cm) Für die 
Bepflanzung sind standortgerechte Laubbäume zu verwenden. 

 
 8.3 An den in der Planzeichnung festgesetzten Standorten innerhalb der öffentlichen 

Verkehrsfläche des Linauweges sind mindestens 4 Straßenbäume zu pflanzen. 
 

  Die Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Soweit 
erforderlich sind die offenen Baumscheiben durch geeignete Maßnahmen vor dem 
Befahren und die Baumstämme vor Fahrzeugbeschädigungen zu schützen. 

 
  Pflanzqualitäten: Solitärhochstamm, 3x verpflanzt mit Ballen, Stammumfang 16-18 cm 

Baumgruben: Volumen 12 m³, Baumscheiben: mind. 6 m², offen, wasserdurchlässig. 
 

  Für die Bepflanzung sind standortgerechte Laubbäume zu verwenden. 
 

8.4 In allen Teilgebieten sind Einfriedungen entlang der öffentlichen Erschließungsflächen als 
maximal 1,50 m hohe Hecken oder als bepflanzte Natursteinwälle mit einer maximalen 
Höhe einschließlich Bewuchs von 1,50 m Höhe zulässig. 

 
 Für die Heckenpflanzungen sind Laubgehölze entsprechend der Artenliste im 

Umweltbericht zu verwenden (Carpinus betulus – Hainbuche, Crataegus monogyna - 
Weißdorn, Fagus sylvatica – Rotbuche). Die Pflanzung hat 2-reihig zu erfolgen.  

 
  Für die Bepflanzung eines Natursteinwalles sind Laubgehölze, Stauden oder Gräser zu 

verwenden. 
 

 Grundstücksseitig dürfen Draht- oder Metallgitterzäune bis maximal 1,20 m Höhe 
vorgesetzt werden.  

 
9) Nachrichtliche Übernahmen 
 § 9 (6) BauGB 
 
 9.1 Der gesamte Geltungsbereich der vorliegenden vorhabenbezogenen 8b. Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. 15 befindet sich innerhalb eines Hochwasserrisikogebietes gemäß 
§ 73 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). 

 
 9.2 Das Plangebiet grenzt an die Ostsee an. Anlagen und ortsfeste Einrichtungen aller Art 

dürfen gemäß § 34 Abs. (4) des Bundeswasserstraßengesetztes (WaStrG) in der 
Fassung vom 23. Mai 2007 (BGBI. I S. 962) weder durch ihre Ausgestaltung noch durch 
ihren Betrieb zu Verwechselungen  mit Schifffahrtszeichen Anlass geben, deren Wirkung 
beeinträchtigen, deren Betrieb behindern oder die Schiffsführer durch Blendwirkungen, 
Spiegelungen oder anders irreführen oder behindern. Wirtschaftswerbung in Verbindung 
mit Schifffahrtszeichen ist unzulässig. 

 
  Von der Wasserstraße aus sollen weder rote, gelbe, grüne, blaue noch mit 

Natriumdampf-Niederdrucklampen direkt leuchtende oder indirekt beleuchtete Flächen 
sichtbar sein. 

 
  Anträge zur Errichtung von Leuchtreklamen usw. sind dem WSA Lübeck daher zur 

fachlichen Stellungnahme vorzulegen. 
 



  Der Leuchtturm Heidkate befindet sich in ca. 650 m Entfernung (westlich) des 
Plangebietes. Um Verwechslungen mit Schifffahrtszeichen zu vermeiden, bezieht sich die 
Forderung zur Errichtung von Leuchtreklamen auch auf die Baustellenbeleuchtung. 

 

 
ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
§ 9 (4) BauGB, § 84 LBO 
 

10) Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen 
 § 84 (1) 1 LBO 
 
 10.1 In allen Teilgebieten ist die Gestaltung der Fassaden der Hauptgebäude nur zulässig mit 

rotem bis rotbraunem, gelbem, grauem, weißem oder weiß geschlämmtem sowie mit 
Mischtönen der genannten Farben gestaltetem Verblendmauerwerk.  

 
  Für Teilflächen der Fassaden dürfen je Fassadenseite bis maximal 40 % der jeweiligen 

Gesamtfläche auch naturbelassene, farblos oder weiß lasierte Holzverkleidung aus 
flachen Brettern oder kleinformatige Fassadentafeln verwendet werden. 

 
 10.2 Für die Gestaltung von untergeordneten Fassadenelementen (z.B. Tür- und 

Fensterlaibungen, Schmuckelemente) dürfen auch andere Baumaterialien und Farben 
verwendet werden.  

 
 10.3 Als Dachform der Hauptgebäude sind nur symmetrische Satteldächer und 

Krüppelwalmdächer zulässig. Die Dachneigung darf 40° bis 50° betragen. 
 

 Für Dachaufbauten dürfen auch andere Dachneigungen verwendet werden. 
 
 10.4 Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Dachsteinen im Farbton Rot, Rotbraun, Braun 

oder Anthrazit auszubilden. 
 
  Dachsteine mit hochglänzenden Oberflächen sind unzulässig. 
 

10.5 In allen Teilgebieten sind Dachgauben und Dachaufbauten nur in einer Gesamtlänge von 
insgesamt maximal 50 % der Gebäudelänge und einer Einzellänge von maximal 4,00 m 
zulässig und müssen untereinander und zu den seitlichen Dachabschlüssen einen 
Abstand von mindestens 1,00 m einhalten. 

 
  Maßgebend für die Bestimmung des Abstandes untereinander und zu den seitlichen 

Dachabschlüssen (Ortgang) ist die äußere Begrenzung der jeweiligen seitlichen 
Außenwand der Dachgauben oder Dachaufbauten. Als Gebäudelänge gilt die Länge 
zwischen den äußeren Begrenzungen der aufgehenden Außenwände des Gebäudes. 

 
 10.6 Im gesamten Plangebiet sind Dacheinschnitte unzulässig. 
 
 10.7 Die Verwendung von Bauelementen zur Gewinnung von Solarenergie (Solaranlagen) ist 

ausschließlich auf geneigten Dachflächen sowie parallel zur Neigung der Dachfläche 
zulässig. 

 
  Die Solaranlagen sind als geschlossene, rechteckige Fläche ohne Versatz der einzelnen 

Elemente zueinander auszubilden. Aussparungen innerhalb der Fläche sind 
ausschließlich zugunsten von Dachflächenfenstern zulässig. Zu Ortgängen, Firsten und 
Traufen ist ein Mindestabstand von 0,5 m einzuhalten. 

 
11) Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen, Stellplätze und Einfriedigungen 
 § 84 (1) 5 LBO 
 

11.1 Im gesamten Plangebiet sind die privaten Verkehrsflächen sowie die ebenerdigen 
Stellplatzflächen und deren Zufahrten in wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen. Die 
Gestaltung ist zulässig: 

 
 a) als Rasenfläche mit Fahrstreifen, 

 
 b)  als Grandfläche, 

 
 c)  mit Rasengitterbauelementen oder  

 
 d) mit einem Pflaster mit großem Fugenanteil. 

 
 11.2 Nebenanlagen zur Abfallbeseitigung müssen mit einem Sichtschutz umgeben sein, 

dessen Höhe mindestens der Höhe der Abfallbehälter entsprechen. 



 
12) Zahl der notwendigen Stellplätze oder Garagen 
 § 84 (1) 8 LBO 
 

In allen Teilgebieten sind je Wohneinheit mindestens 2 Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
herzustellen. 

 
 
HINWEISE 
 
1. Die für die Eingriffe in Natur und Landschaft erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

gemäß § 18 BNatSchG erfolgen durch … 
 
2. Die baubedingte Beseitigung der Gehölzstrukturen darf nur in der Zeit zwischen 01.12. und 

28.02. erfolgen, um die Brutzeit der Gehölzbrüter und die Aktivitätszeit der potenziellen 
Fledermausarten (Wochenstuben- oder Tagesquartiere) von Eingriffen freizuhalten. 

 
 Bauarbeiten auf den Freiflächen dürfen nur in der Zeit zwischen 16.08. und 28.02. erfolgen, um 

die Brutzeit der potenziellen Offenlandarten von Eingriffen freizuhalten. Ist dieser Zeitraum nicht 
einzuhalten, sind vor Beginn der Brutzeit Vergrämungsmaßnahmen durchzuführen, welche 
einen Brutbesatz der Fläche verhindern. 

 
3. Das Plangebiet befindet sich in einem archäologischen Interessensgebiet, daher ist hier mit 

archäologischer Substanz d.h. mit archäologischen Denkmalen zu rechnen. Es wird daher 
ausdrücklich auf § 15 Denkmalschutzgesetz (DSchG in der Neufassung vom 30. Dezember 
2014) hingewiesen: 

 
 Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die 
Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für 
die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks 
oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der 
Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines 
der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal 
und die Fundstätte in unveränderten Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile 
oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach 
Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur 
Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der 
natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

 
4. Die Gemeinde Schönberg liegt in keinem bekannten Bombenabwurfgebiet. Für die 

durchzuführenden Arbeiten bestehen aus Sicht des Kampfmittelräumdienstes keine Bedenken. 
Zufallsfunde von Munition sind jedoch nicht gänzlich auszuschließen und unverzüglich der 
Polizei zu melden. 

 
5. Die Nichtbeachtung der örtlichen Bauvorschriften stellt eine Ordnungswidrigkeit nach § 82 LBO 

SH dar. Ordnungswidrig gemäß § 82 Abs. 1 LBO SH handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
einer nach dieser Satzung erlassenen, unter den Textziffern 10.1 bis 12 aufgeführten örtlichen 
Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 82 Abs. 3 LBO SH mit 
einer Geldbuße bis zu 500.000 Euro geahndet werden. 

 
6. Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften, auf die in der Bebauungsplanurkunde 

verwiesen wird (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Allgemeine Verwaltungsvorschriften, DIN-
Vorschriften - in der jeweils geltenden Fassung) können beim Amt Probstei eingesehen werden. 

 
 
 
Aufgestellt:         Kiel, den 09.08.2021 
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